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Die Bundesdelegiertenkonferenz von Biindnis 90/Die Griinen stellt fest:

Lange haben wir Grunen darauf gedrangt, die Ruckstellungen der Atomkonzerne fir die nukleare
Entsorgung besser zu sichern. Dazu hat die Bundesregierung neben Ole von Beust und Matthias
Platzeck Jurgen Trittin als Vorsitzenden der Kommission zur Uberpriifung der Finanzierung des
Kernenergieausstiegs (KFK) benannt. Die Mitwirkung der Griinen hat zu einer deutlichen
qualitativen Verbesserung im Ergebnis der KFK gefuhrt.

Ziel der Kommission war es fir die Uber Jahrzehnte gehende Stilllegung, Verpackung,
Zwischen-und Endlagerung einen maoglichst konsensuellen und damit stabilen Rechtsrahmen zu
schaffen. Dieses ist auch im Interesse der Burger*innen - nicht nur in der Nachbarschaft von
Atomanlagen.

Der Bericht der Kommission bietet eine gute Grundlage zur besseren finanziellen Sicherung
des Atomausstiegs. Er fand einem breiten politischen und gesellschaftlichen Konsens.
Einstimmig trugen ihn Vertreter*innen der Griinen, der CDU, der CSU, der SPD ebenso mit, wie
die Vertreter*innen von WWF, DGB und BDI. Wir erwarten von Bundesregierung, Bundestag und
Bundesrat, dass sie diesen Konsens nun ohne Abstriche umsetzen. Es muss gesichert werden,
dass nicht die Steuerzahler*innen erneut fiir etwas bezahlen, flr das sie als Stromkund*innen
schon einmal bezahlt haben.

Der Vorschlag der Kommission sieht vor, dass die Atomkonzerne RWE, E.on, EnBW und Vattenfall
die Kosten der Stilllegung und des Riickbaus der Atomkraftwerke weiterhin vollstandig zu
tragen haben. Diese durften sich bis 2040 auf fast 60 Mrd. aufsummieren. Dafur mussen die
Konzerne kinftig diese Riickstellungen,anders als bisher, mit Aktiva unterlegen. Damit es

nicht zu weiteren Verzogerungen bei der Abwicklung der Atomkraft kommt, werden die Konzerne
zum unverzlglichen Rickbau verpflichtet.

Bei den Kosten fur die Zwischen- und Endlagerung kommt es endlich zu dem von Griinen lange
geforderten offentlich-rechtlichen Fonds. Anders als heute sind damit die dem Fonds
Ubertragenen Mittel der Konzerne langfristig gegen Konkurs, Ausgliederungen oder Ubernahmen
gesichert. Gerade fur die Jahrzehnte wahrende Aufgabe der Zwischen- und Endlagerung ist dies
von zentraler Bedeutung. Denn hier droht derzeit - allen Haftungsregeln auf dem Papier zum
Trotz - ein Risiko von mehr als 50 Prozent dass diese Mittel am Ende nicht mehr zur

Verfligung stehen.

Klnftig sollen die 17,2 Milliarden Euro, die die Konzerne bisher an Riickstellungen fur
Zwischen- und Endlagerung gebildet haben, vollstandig in einen offentlich-rechtlichen Fonds
eingezahlt werden. In die Berechnung dieser Kosten war bisher - anders als in fast allen
anderen Atomkraft betreibenden Staaten - neben einer durchschnittlichen Inflation von 1,6
Prozent zusatzlich eine jahrlich Kostensteigerung im Atombereich von 2 Prozent unterstellt
worden. Damit waren Zahlungen von rund 100 Mrd. bis 2099 abgedeckt.

Trotz der schon eingepreisten Kostensteigerungen hat die Kommission einen Uber die
Rlckstellungen hinausgehenden Risikoaufschlag von Uber 6 Milliarden Euro verlangt, als Preis
fur eine Enthaftung der Unternehmen. Dieser Aufschlag soll das Risiko anhaltend niedriger
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Zinsen abdecken. Durch die Aufstockung des Kapitals des Fonds um 35 Prozent wird das
Zahlungsziel von rund 110 Milliarden auch bei einem geringen Realzins erreicht.

Gleichzeitig verpflichten sich die Atomkonzerne, alle Klagen im Zusammenhang mit der
Endlagerung zurtickzuziehen. Riicklagen dirfen aufderdem nicht fir eventuelle Strafzahlungen im
Zusammenhang mit dem Atomausstieg zweckentfremdet werden.

Die Bundesdelegiertenkonferenz:

begrufdt das Ergebnis der Kommission. Mit diesem Vorschlag wird spat aber nicht zu spat, die
Abwicklung der Atomkraft auf eine solide finanzielle Grundlage gestellt. Es war richtig,
Forderungen der Unternehmen nach Reduktion ihrer Ruckstellungen nicht nachgegeben zu haben.
Die begonnene Flucht der Atomkonzerne aus der Verantwortung wird mit dem Vorschlag gestoppt.
Das Verursacherprinzip wird gestarkt.

bedauert, dasses nicht friher zu einemsolchen Konsens gekommen ist. Dies hatte es erlaubt,
samtliche Entsorgungsmafinahmen in einem offentlich-rechtlichen Fond zu sichern. So konnten
die Mittel fur Stilllegung, Abriss und Verpackung nur besser in den Unternehmen gesichert
werden. Umso wichtiger ist es zu sichern, dass kunftig (Konzern-) Mitter fir ihre Tochter

und mit dem Vermogen ihrer Tochter fur die Entsorgung haften. Dennoch bleiben Risiken. Es

ist dem spaten Handeln geschuldet, dass es heute nur noch mdglich ist, Risiken deutlich zu
mindern, aber nicht mehr vollig auszuschliefRen.

unterstreicht, dass mit der Uberfiihrung der Konzernriickstellungen fiir Zwischen- und
Endlagerung plus einem Risikozuschlag in einen o6ffentlich-rechtlichen Fonds eine langjahrige
Forderung der Griinen umgesetzt wurde. Kiinftig sind diese Mittel gegeninsolvenzen, Ubernahmen
und Enthaftungen gesichert. Damit wird der ergebnisoffene Endlagerprozess demokratisch
gesteuert und nicht langer mit finanziellen Anspriichen der Konzerne belastet.

erwartet von der Bundesregierung, dass die Vorschlage der Kommission ohne Abstriche
umgesetzt werden. In diesem Fall fordert sie die Bundestagsfraktion und die von Griinen
mitregierten Lander auf, der Umsetzung der Vorschldge in Bundestag und Bundesrat zuzustimmen
und sich fir einen konsequenten Atomausstieg einzusetzen.

fordert von den Atomkonzernen, samtliche Klagen gegen den Atomausstieg endlich fallen zu
lassen. Die Bundesregierung muss auch dber den 31.12.2016 hinaus die Brennelemente-Steuer
erheben.

fordert die Bundestagsfraktion auf, sich dafuir einzusetzen, dass derAtomausstiegund der

Verzicht auf eine kunftige Nutzung der Atomkraft ins Grundgesetz aufgenommen werden. So
kdnnen kunftige Bundesregierungen den Atomausstieg ohne eine 2/3 Mehrheit im Parlament nicht
ruckgangig machen.

fordert, alle politischen und rechtlichen Mittel zu nutzen,um auch die Arbeit der
Brennelemente-Fertigungsanlage in Lingen und der Urananreicherung in Gronauzu beenden.
Deutschland darf Pannenmeiler in Tihange und Doel nicht weiter beliefern. Die
Bundesregierung muss sich auch international fiir den Atomausstieg einzusetzen.

verlangt eine Wende in der Nuklearforschung: Offentliche Forschungsgelder der
Bundesregierung durfen nicht weiter fir die Nutzung der Atomkraft (z.B. Fusionsforschung in
Greifswald und Mitfinanzierung ITER-Reaktor in Frankreich) ausgegeben werden, sondern mussen
Sicherheitsfragen des Atomausstieg und der Lagerung von AtommUll bearbeiten. Diese
ausstiegsbezogene Forschung ist dringend zu intensivieren.

Seite 2



	V-60 Finanzkompromiss zur Entsorgung und vollständiger Atomausstieg!

